
 

Städtebaulicher Vertrag 
 

zum Bebauungsplan Nr.  49.05 
„ Ostorf- Schleifmühlenweg/ 
Am Sportplatz Paulshöhe“ 

 
 

zwischen der 
 

 

LANDESHAUPTSTADT SCHWERIN 
 

vertreten durch den 
 

Oberbürgermeister 
 
 

und  
 

imeg Immobilien Entwicklungsgesellschaft mbH 
Karnapp 25 

21079 Hamburg 
............................................................ 

 

(nachfolgend Erschließungsträger genannt) 
 
 
 

§ 1 
Vertragsgegenstand 

 
Die Stadt überträgt gem. § 11 Baugesetzbuch (BauGB) die Erschließung des im beigefügten 
Plan (Anlage 1) durch blaue Umrandung dargestellten Erschließungsgebietes 
(Vertragsgebiet) und den Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft aufgrund der ge-
planten Bebauung auf den Erschließungsträger. 
 
 
 

§ 2 
Bestandteile des Vertrages 

 
Bestandteile dieses Vertrages sind: 
 
1. der Plan mit den Grenzen des Vertragsgebietes und den Flächen des herzustellenden 

Gehweges sowie den Flächen für die anzupflanzenden privaten Straßenbäume entlang 
des Schleifmühlenweges E 2,  sowie der anzupflanzenden Schnitthecke E 1 (Anl. .1) 

 
2. der Bebauungsplan Nr. 49.05  „ Ostorf- Schleifmühlenweg/Am Sportplatz Paulshöhe“ mit 

Textteil (Anl. 2.) 
 
3. der Grünordnungsplan (Anl. 3 ) 
 
4. Plan mit den Ausgleichsflächen außerhalb des B.-Plangebietes (Anl. 4) 
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5. die Bürgschaftsvordrucke (Anl. 5 und 6) 
 

§ 3 
Herstellungsverpflichtung  

 
(1)  
Der Erschließungsträger verpflichtet sich zur Herstellung bzw. Erneuerung des Gehweges 
entlang des Schleifmühlenweges, in der Länge des Grundstückseigentums des 
Erschließungsträgers und zum fachgerechten Anschluss der Planstraßen A und B an den 
Schleifmühlenweg. 
 
Der Erschließungsträger verpflichtet sich, die Leistungen aus dem Satz 1 und die Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen vollständig auf eigene Kosten herzustellen. Gleiches gilt für alle 
darüber hinausgehenden Verpflichtungen des Erschließungsträgers nach diesem Vertrag. 
 
(2) 
Für die Art, den Umfang, die Lage und die Ausführung der Anlagen und Maßnahmen sind 
maßgebend die unter § 2 genannten Bestandteile dieses Vertrages. Von den vertraglichen 
Regelungen, einschließlich der Vertragsbestandteile, darf ohne Zustimmung der Stadt nicht 
abgewichen werden. 
 
 

§ 4 
Fertigstellung der Erschließungsanlagen und Maßnahmen 

 
(1) 
Der Gehweg am Schleifmühlenweg ist bis zur Bezugsfähigkeit der Hochbauten herzustellen. 
 
(2) 
Die Straßenbäume am Schleifmühlenweg sind im Zuge der Fertigstellung der privaten 
Straßen zu pflanzen. 
Diese Bäume, die als Ersatzpflanzung festgesetzt wurden (E 2), sind durch den 
Erschließungsträger zu pflanzen und drei Jahre zu pflegen. 
 
(3) 
Erfüllt der Erschließungsträger seine Verpflichtungen nicht oder fehlerhaft, so ist die Stadt 
berechtigt, ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Ausführung der Arbeiten zu setzen. 
Erfüllt der Erschließungsträger bis zum Ablauf dieser Frist die vertraglichen Verpflichtungen 
nicht, so ist die Stadt berechtigt, die Herstellung der Ausgleichsmaßnahmen und ggf. der 
sonstigen Maßnahmen auf Kosten des Erschließungsträgers auszuführen, ausführen zu 
lassen, in bestehende Werkverträge einzutreten oder von diesem Vertrag zurückzutreten. 
Weitergehende Schadensersatzansprüche der Stadt bleiben unberührt. 
 
 

§ 5 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 
(1) 
Die Erschließung nach diesem Vertrag umfasst 

1. Herstellung bzw. Erneuerung des Fußweges am Schleifmühlenweg gem. Anlage1  
2. Herstellung des Straßenbegleitgrünes entlang des Schleifmühlenweges 

 
im vorgenannten Umfang, soweit diese in der Ausführungsplanung enthalten sind. 
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Für den Gehweg ist eine Ausführungsplanung nicht erforderlich. Die technische Ausführung 
(Aufbau, Material) ist mit dem Amt für Verkehrsmanagement abzustimmen. 
Die Ausführungsplanung für die Ausgleichsmaßnahmen ist so rechtzeitig einzureichen, dass 
vier Wochen vor Beginn der Pflanzarbeiten eine Genehmigung vorliegt.  
 
(2) 
Der Erschließungsträger hat notwendige bau-, wasser-, abwasserrechtliche, naturschutz-
rechtliche sowie sonstige Genehmigungen, Zustimmungen bzw. Anzeigen einzuholen.  
 
(3) 
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen und 
Erschließungsanlagen im Erschließungsgebiet ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Seine Verbringung und 
Verwertung außerhalb des Erschließungsgebietes bedarf der Zustimmung der Stadt. 
 
(4) 
Neben der im Rahmen der Herstellung des Straßenbegleitgrüns durch den 
Erschließungsträger zu leistenden Fertigstellungspflege leistet der Erschließungsträger nach 
Abnahme durch die Stadt an dem Straßenbegleitgrün eine zweijährige Entwicklungspflege 
nach DIN 18919 Punkt 2.1. vollständig auf eigene Kosten. Im einzelnen wird der Er-
schließungsträger hierzu die erforderlichen Absprachen mit der Stadt herbeiführen. Im Falle 
eines Einigungsmangels steht der Stadt das Recht zur Bestimmung der Leistung nach 
billigem Ermessen zu. 
 
 

§ 6  
Umfang und Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen 

 
(1) 
Für die Art, den Umfang, die Lage und die Ausführung der durchzuführenden Aus-
gleichsmaßnahmen sind maßgebend der Bebauungsplan Nr. 49.05 mit Text und Begründung, 
und der Grünordnungsplan. Der Erschließungsträger verpflichtet sich die Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen vollständig aus eigene Kosten durchzuführen.  
 
(2) 
Die Durchführung umfasst die Herstellung von Pflanzungen einschließlich einer 1-jährigen 
Fertigstellungspflege sowie einer 2-jährigen Entwicklungspflege entsprechend DIN 18919 
Punkt 2.1 und die Erstellung von erforderlichen Schutzeinrichtungen. Die 
Ausgleichsmaßnahmen sind im Umfang und Frist in der Pflanzperiode nach der 
Widerherstellung des Gehweges am Schleifmühlenweg herzustellen. Im einzelnen wird der 
Erschließungsträger die hierzu notwendigen Absprachen mit der Stadt herbeiführen.  
 
(3) 
Auf die Verpflichtung zur Durchführung der Ersatzpflanzungen in Form der Hecke zum 
Villengrundstück hat die Veräußerung von Grundstücken im Plangebiet keinen Einfluss. Der 
Erschließungsträger haftet für die Herstellungs-, Fertigstellungs- und Entwicklungspflege 
sowie die langfristigen Unterhaltung gegenüber der Stadt alleine.  
Er überträgt dieses über die Baulasterklärung an die Grundstückserwerber. 
 
Die langfristige Pflege der Ersatzpflanzungen und der Hecke wird im Baulastenverzeichnis 
gesichert. Der Erschließungsträger verpflichtet sich, für die einzelnen Grundstücke bezogen 
auf die jeweiligen Maßnahmen Baulastenerklärungen abzugeben, die den jeweiligen 
Eigentümer des Grundstücks verpflichten, die 25-jährige Pflege durchzuführen. Im 
Kaufvertrag ist die dauerhafte Unterhaltung der Gehölze zu ergänzen.  
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(4) 
Der Erschließungsträger hat durch rechtzeitige Abstimmung mit den Ver- und Entsorgungs-
trägern und sonstigen Leitungsträgern sicherzustellen, dass durch die Verlegung von Leitun-
gen jeglicher Art die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen entsprechend den festge-
setzten Entwicklungszielen für die Ausgleichsflächen nicht behindert oder unmöglich wird. 
 
Weiterhin gewährleistet er, dass während der Bauzeit keine Ablagerungen bzw. Aufschüt-
tungen oder Abgrabungen auf den vorhandenen Gehölzflächen erfolgen. 
 
(5) 
Nach Ablauf der zweijährigen Entwicklungspflege wird die weitere plangemäße Bewirt-
schaftung der Ausgleichsflächen von der Stadt übernommen.  
Ausgenommen davon sind die Hecke und die Ersatzpflanzungen auf den privaten 
Grundstücken im Plangebiet. 
 
(6) 
Sofern die Ausgleichsflächen nicht in das Eigentum der Stadt übergehen, sondern im Eigen-
tum eines Dritten verbleiben und die weitere Durchführung der Entwicklungsmaßnahmen 
durch die Stadt gem. § 16 Abs. 4 über eine Grunddienstbarkeit und Baulasteintragung 
abgesichert ist, bleibt die Übernahme ausdrücklich auf die Durchführung dieser Maßnahmen 
beschränkt.  
Alle sonstigen mit dem Grundeigentum verbundenen Pflichten, insbesondere die 
Müllbeseitigung, Steuern und Abgaben, die Verkehrssicherungspflicht und die Unterhaltung 
baulicher Anlagen verbleiben beim Grundeigentümer.  
 
(7) 
Der Erschließungsträger verpflichtet sich zur Zahlung von Brutto  14.313,32 € (i. W.: 
Einundsechzigtausendvierhundertacht .Euro) inclv.  19 % Mehrwertsteuer i.H.v. 2.719,53 € 
zur Absicherung der Pflanzung und langfristigen Pflege der Ausgleichspflanzungen in 
Wittenförden.  
 
Der Betrag ist innerhalb von vier Wochen nach Abschluss des Städtebaulichen Vertrages  
unter Angabe des Verwendungszweckes  „Ausgleich nach Naturschutz  
VW 09085) auf folgendes Konto zu überweisen: 
 
           Konto-Nr. 37001999, BLZ 140 514 62, Sparkasse Schwerin. 
 
 

§ 7 
Ausschreibung, Vergabe und Bauleitung 

 
(1) 
Der Erschließungsträger hat mit der Planung und Abwicklung des Erschließungsvorhabens 
das Ingenieurbüro Behrens GmbH  beauftragt.  
Die Pflanzung einschließlich die Fertigstellungs- und Entwicklungspflege des 
Straßenbegleitgrüns entlang des Schleifmühlenweges und der Ausgleichs- und 
Ersatzpflanzungen sind fachgerecht durch eine Garten-  und Landschaftsbaufirma 
durchzuführen. Für die Planung und Baubetreuung ist ein Landschaftsarchitekt zu 
beauftragen. 
 
(2) 
Der Erschließungsträger verpflichtet sich für die Ausgleichsmaßnahmen und die 
Ersatzpflanzungen den Inhalt der Ausschreibung von  Bauleistungen, die 
Leistungsverzeichnisse (vor deren Ausgabe) sowie die Auswahl der aufzufordernden Bieter 
mit der Stadt abzustimmen. Eine baufachliche Prüfung der Ausschreibungsunterlagen ist  
 



 5

 
durch die Stadt vorzunehmen. Zu diesem Zwecke wird der Erschließungsträger die 
 Ausschreibungsunterlagen der Stadt rechtzeitig in prüfungsfähiger Form vorlegen. Die 
Auftragserteilung bedarf jeweils der vorherigen Zustimmung der Stadt. 

 
 

§ 8 
Baubeginn 

 
Der Baubeginn  erfolgt in Abstimmung mit der Stadt. 
 
Der Baubeginn kann erst erfolgen wenn 
a) der Vertrag wirksam ist (§ 18), 
b) die Unbedenklichkeitserklärung der Erschließungsflächen durch das Landesamt für 

Katastrophenschutz M/V (Munitionsbergungsdienst) schriftlich bestätigt ist (§ 9 Abs. 1), 
c) der Nachweis einer ausreichenden Haftpflichtversicherung vorliegt (§ 10 Abs. 3). 
 
 

§ 9 
Baudurchführung 

 
(1) 
Vor Ausführung jeglicher Erschließungsarbeiten ist durch den Erschließungsträger der 
Munitionsbergungsdienst (Landesamt für Katastrophenschutz M/V) zur Prüfung der  
Erschließungsflächen auf Munitions- und Kampfmittelfreiheit einzuschalten. 
 
Vor der schriftlichen Bestätigung des Landesamtes für Katastrophenschutz M/V (Munitions-
bergungsdienst) über die Unbedenklichkeit der Erschließungsflächen darf mit den 
Erschließungsarbeiten nicht begonnen werden. 
 
(2) 
Die im nördlichen Gebäude befindliche Reparaturgrube ist vollständig zu entfernen. Die 
verbleibende Grube ist mit Boden (Zuordnungswert nach LAGA Z 0 ) zu verfüllen. 
 
Der nördlich an das Trafohaus angrenzende Freiflächenbereich weist deutlich aufgebrachte 
Fremdmaterialien/Abfallablagerungen (Glasscherben, Kunststoffreste, Boden in Probentüten, 
Bohrkerne, Metallteile u.ä.) auf. 
Entsprechend der gutachterlichen Empfehlung (Geologisches Büro Schmidt, 14.11.2006) sind 
diese im Zuge der Umgestaltung des Geländes aufzunehmen und fachgerecht zu entsorgen. 
Werden bei den Erschließungserdarbeiten außergewöhnliche Bodenverfärbungen, 
Ausgasungen oder Abfallablagerungen bemerkt oder werden sonstige Anhaltspunkte 
bekannt, dass eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, ist durch den 
Erschließungsträger unverzüglich ein kompetenter und von ihm unabhängiger 
Gutachter (Sachverständiger) sowie die Stadt zur Festlegung der Prüfung auf 
schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des § 9 BBodSchG und der 
weiteren Verfahrensweise hinzuzuziehen. Geeignet ist ein Sachverständiger, der 
entsprechend § 18 BBodSchG für die Aufgaben (Gefährdungsabschätzung, ggf. 
Sanierungskonzeption, Fachbaubegleitung) die erforderliche Sachkunde und 
Zuverlässigkeit besitzt sowie über die erforderliche gerätetechnische Ausstattung 
verfügt.  
 
(3) 
Die Stadt oder ein von ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, die ordnungsgemäße Ausführung 
der Arbeiten zu überwachen und die unverzügliche Beseitigung festgestellter Mängel zu ver-
langen. 
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§ 10 

Haftung und Verkehrssicherung 
 
(1) 
Vom Tage des Beginns der Erschließungsarbeiten an übernimmt der Erschließungsträger im 
gesamten Erschließungsgebiet die Verkehrssicherungspflicht, soweit er sie nicht ohnehin 
schon innehat. Dies gilt auch für eventuell im Erschließungsgebiet bereits belegene öffent-
liche Verkehrsflächen. Eine Kontroll- und Überwachungspflicht durch die Stadt bleibt hiervon 
unberührt. 
 
(2) 
Der Erschließungsträger haftet bis zur Übernahme der Ausgleichs- und Ersatzpflanzungen 
und bis zur Abnahme des Gehweges für jeden Schaden, der durch die Verletzung der bis 
dahin ihm obliegenden allgemeinen Verkehrssicherungspflicht entsteht und für solche 
Schäden, die infolge der Erschließungsmaßnahme an bereits verlegten Leitungen oder sonst 
wie verur-sacht werden. Der Erschließungsträger stellt die Stadt insoweit von allen 
Schadensersatz-ansprüchen frei. Diese Regelung gilt unbeschadet der 
Eigentumsverhältnisse. 
 
(3) 
Vor Beginn der Baumaßnahmen ist durch den Erschließungsträger das Bestehen einer aus-
reichenden Haftpflichtversicherung (Versicherungssumme mindestens 2 Mio. € für Personen- 
und 1 Mio. € für Sachschäden) nachzuweisen. Diese Versicherung muss alle Schäden nach 
Abs. 2 abdecken.   
 

§ 11 
Gewährleistung und Abnahme 

 
(1) 
Der Erschließungsträger übernimmt die Gewähr, dass seine Leistung zur Zeit der Abnahme 
durch die Stadt die vertraglich vereinbarten Eigenschaften hat, den anerkannten Regeln der 
Technik und Baukunst entspricht und nicht mit Fehlern behaftet ist, die den Wert oder die 
Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgesetzten Zweck aufheben oder mindern. 
Die Gewährleistung richtet sich nach den Regeln der VOB. Abweichend davon gilt eine  
5-jährige Gewährleistungsfrist. Die Gewährleistungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt der 
Abnahme. 
 
Von der fünfjährigen Frist für die Gewährleistung ausgenommen ist die Gewährleistung für 
Pflanzungen und andere Maßnahmen zur Biotopentwicklung. Dafür gilt eine 2-jährige  
Gewährleistungsfrist, die mit dem Zeitpunkt der Abnahme der Fertigstellungspflege beginnt. 
Soweit die Maßnahmen zur Biotopentwicklung baulich-/technische Maßnahmen beinhalten, 
bleibt es bei der Dauer der Gewährleistung von fünf Jahren.  
 
(2) 
Der Erschließungsträger zeigt der Stadt die vertragsgemäße Herstellung der Ausgleichs- und 
Ersatzpflanzungen schriftlich an.  
 
Für die Pflanzungen erfolgt die erste technische Abnahme nach der Pflanzung der Gehölze, 
die zweite Abnahme nach der Fertigstellungspflege sowie die Endabnahme nach der 
zweijährigen Entwicklungspflege. 
 
Die Stadt setzt einen Abnahmetermin auf einen Tag innerhalb von vier Wochen nach Eingang 
der Anzeige fest. Die Bauleistungen sind von der Stadt und dem Erschließungsträger 
gemeinsam abzunehmen. Das Ergebnis ist zu protokollieren und von beiden Vertragsparteien 
zu unterzeichnen. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb von 
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zwei Monaten, vom Tage der gemeinsamen Abnahme an gerechnet, durch den 
Erschließungsträger zu beseitigen. Im Falle des Verzuges ist die Stadt berechtigt, die Mängel 
auf Kosten des Erschließungsträgers beseitigen zu lassen. Wird die Abnahme wegen 
wesentlicher Mängel abgelehnt, kann für jede weitere Abnahme ein Entgelt von 200,- € (in 
Worten: zweihundert Euro) angefordert werden. Für die öffentlichen Entwässerungsanlagen 
gilt dies auch, sofern wegen nicht erfüllter Voraussetzungen nach Absatz 2 eine Abnahme 
abgelehnt wird. Außerdem kann ein Entgelt von 200,-- € gefordert werden, wenn eine der 
Vertragsparteien beim Abnahmetermin nicht erscheint. 
 
(3) 
Nach Ablauf der Gewährleistungsfristen gehen etwaige Gewährleistungs- und sonstige  
Ansprüche des Erschließungsträgers aus Dienstleistungs-, Werk- oder Lieferverträgen sowie 
etwaige Ansprüche aus unerlaubter Handlung auf die Stadt über. Insoweit tritt der Er-
schließungsträger seine Ansprüche an die Stadt ab. Der Erschließungsträger ist verpflichtet, 
auf Verlangen der Stadt diese bei der Durchsetzung obiger Ansprüche zu unterstützen, ihr die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und vorhandene Unterlagen vorzulegen. 
 
 

§ 12 
Übernahme der Ausgleichs- und Ersatzpflanzungen 

 
(1) 
Die Schlussrechnung für die Ausgleichspflanzungen für die Ausgleichs- und 
Ersatzpflanzungen sind der Stadt einzureichen. 
 
Reicht der Erschließungsträger Schlussrechnungen mit den dazugehörigen Anlagen  nicht 
ein, so ist die Stadt berechtigt, ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Erstellung der 
Rechnungsunterlagen zu setzten. Legt der Erschließungsträger die Schlussrechnungen bis 
zum Ablauf dieser frist nicht vor, ist die Stadt berechtigt, die Schlussrechnungen mit Anlagen 
auf Kosten des Erschließungsträgers aufstellen zu lassen. 
 
(2) 
Die Stadt bestätigt die Übernahme und die Fertigstellung der Ausgleichs- und 
Ersatzpflanzungen außerhalb des Plangebietes in Ihre Verwaltung und Unterhaltung 
schriftlich. 
 

§ 13 
Kosten 

 
(1) 
Der Erschließungsträger trägt sämtliche Kosten dieses Vertrages und seiner Durchführung. 
Alle baulichen und sonstigen Maßnahmen erfolgen durch den Erschließungsträger in seinem 
Namen und auf seine Rechnung. Er trägt sämtliche bereits angefallenen oder noch anfallen-
den Planungskosten. 
 
(2) 
Die von den Versorgungsunternehmen in Rechnung gestellten Kosten trägt der 
Erschließungsträger. Soweit die Stadt hierfür in Anspruch genommen wird, ist der 
Erschließungsträger erstattungspflichtig. 
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§ 14 

Sicherheitsleistungen 
 

(1) 
Zur Sicherung aller sich aus diesem Vertrag für den Erschließungsträger ergebenden 
Verpflichtungen leistet er Sicherheit in Höhe von  47.000,- € für Ausgleichs- und 
Ersatzpflanzungen (in Worten: Siebenundvierzigtausend Euro)  und in Höhe von 15.000,- € ( 
in Worten: Fünfzehntausend) für den Gehweg durch Übergabe unbefristeter, unwiderruflicher, 
selbstschuldnerischer Bürgschaften eines Kreditinstitutes/Kreditversicherers, das/der in der 
Europäischen Union zugelassen ist.  
 
Bis zur Vorlage der Gewährleistungsbürgschaft erfolgen mögliche Freigaben höchstens bis zu 
90 % der Bürgschaftssumme nach Satz 1. 
 
(2) 
Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Erschließungsträgers ist die Stadt berechtigt, noch 
offenstehende Forderungen Dritter gegen den Erschließungsträger für Leistungen aus diesem 
Vertrag aus der Bürgschaft zu befriedigen. Die Bürgschaft kann auch in Fällen des 
Selbsteintritts nach § 4 (3) in Anspruch genommen werden. 
 
(3) 
Nach Abnahme der Maßnahme und Vorlage der Schlussrechnungen mit Anlagen ist für die 
Dauer der Gewährleistungsfrist jeweils eine Gewährleistungsbürgschaft durch einen Bürgen 
wie nach Abs. 1 Satz 1 in Höhe von 5 % bzw. 7,5 % (Ausgleichsmaßnahmen) der Baukosten 
vorzulegen. Nach Eingang wird die jeweilige verbliebene Vertragserfüllungsbürgschaft 
freigegeben 
 
Die Frist für die Gewährleistung richtet sich nach den § 11 dieses Vertrages. 
 
(4) 
Die Bürgschaften sind auf den Vordrucken der Stadt auszustellen. Diese liegen als Anlagen  
.5 und .6 diesem Vertrage bei. 
 
 

§ 15 
Sonstiges 

 
 
(1) 
Der Erschließungsträger erklärt bezüglich der in Abs. 2 beschriebenen Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechte Entschädigungsverzicht gegenüber der Stadt für eventuelle Entschädigungs-
ansprüche gem. § 41 ff. Baugesetzbuch (BauGB). 
 
(2) 
Der Erschließungsträger verpflichtet sich, die im Bebauungsplan Nr. 49.05 auf Privatflächen 
festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sowie die Entwicklung und Pflege der auf 
Privatflächen festgesetzten naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen durch die 
Bestellung von Dienstbarkeiten und Eintragungen in das öffentlich-rechtliche 
Baulastenverzeichnis vollständig auf seine Kosten zugunsten der Begünstigten mit der 
Verpflichtung zur dauerhaften Unterhaltung auf eigene Kosten zu sichern. 
 
Die Zahlung von Entschädigungen durch die Stadt für die Bestellung der Dienstbarkeiten so-
wie die Abgabe von Baulasterklärungen findet in keinem Fall statt. Der Erschließungsträger 
erklärt sich hiermit ausdrücklich einverstanden und sichert zu, die Stadt von ggf. entstehenden 
Aufwendungen aus evtl. Entschädigungsansprüchen Dritter freizuhalten. 
 



 9

§ 17 
Schlussbestimmungen 

 
(1) 
Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 
Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Der Erschließungsträger 
und die Vertreter der Stadt erhalten je eine Ausfertigung. 
 
(2) 
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen 
dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen 
durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich und wirtschaftlich 
entsprechen. 
 

§ 18 
Wirksamwerden 

 
Der Vertrag wird wirksam, wenn 
 
-        er beidseitig unterzeichnet worden ist. 
 
- der Erschließungsträger nachweist, dass er über die im Rahmen der Erfüllung dieses  

Vertrages in Anspruch zu nehmenden Grundstücksflächen verfügen kann durch 
Eigentum oder auf Grund anderer Rechte, 

 
- die Vertragserfüllungsbürgschaften (§ 14 Abs. 1) übergeben worden sind. 

 
Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Erfüllung der vorstehenden 
Wirksamkeitsvoraussetzungen des Vertrages erst gegeben ist, wenn dieses seitens der Stadt 
gegenüber dem Erschließungsträger schriftlich erklärt worden ist. 
 
 

§ 19 
Gerichtsstand 

 
Gerichtsstand ist Schwerin. 
 
 
 
Schwerin, den .........................................  Schwerin, den ......................................... 
 
 
Für den Erschließungsträger     Für die Landeshauptstadt Schwerin 
 
 
 
 
................................................................         ............................................................. 
                                                                            Oberbürgermeister                                                                                (L.S.) 

 
 
 
 
................................................................         ............................................................. 
                                                                     Beigeordneter 
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                                                                                                             Anlage 5 
 
 
 
Achtung! 
 
Änderungen oder Ergänzungen im Bürgschaftstext dürfen nicht vorgenommen werden. 
 
 
 
VERTRAGSERFÜLLUNGSBÜRGSCHAFT 
 
Name und Adresse des Erschließungsträgers: 
 
 
Name und Adresse des Bürgen: 
 
 
Sicherheitsleistung für Vertragserfüllung bis zum Höchstbetrag von € 
in Ziffern: in Worten: 

Für Ansprüche aus dem Erschließungs-/städtebaulichen Vertrag mit der 
 Landeshauptstadt Schwerin 

Am Packhof 2-6, 19053 Schwerin 
Amt für Bauen, Denkmalpflege und Naturschutz 

Bauvorhaben/Maßnahme: 
 
 
Auftragsgegenstand (Gewerk): 
 
 
Erschließungs-/städtebaulicher Vertrag: 
 
 
 
 
Hiermit übernehmen wir für den Erschließungsträger gegenüber der Landeshauptstadt 
Schwerin die unbefristete, unwiderrufliche, selbstschuldnerische Bürgschaft für die Erfüllung 
des Erschließungs-/städtebaulichen Vertrages und verpflichten uns, jeden Betrag bis zum 
angegebenen Höchstbetrag zu zahlen, sofern der Erschließungsträger seiner Verpflichtung 
zur vertragsgemäßen Ausführung der Leistung einschließlich der Abrechnung nicht, nicht 
vollständig oder fristgerecht nachgekommen ist. 
 
Auf die Einreden der Anfechtung und der Aufrechnung sowie der Vorausklage gemäß §§ 770, 
771 BGB wird verzichtet. Eine Hinterlegung ist ausgeschlossen. 
 
Nach Rückgabe der Bürgschaftsurkunde an den Erschließungsträger können Ansprüche 
gegen den Bürgen nicht mehr geltend gemacht werden. 
 
 
 
 
Ort und Datum     Siegel und Unterschriften 
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                                                                                                                                                                                                               Anlage 6  

 
 
 
 

Achtung! 
 
Änderungen oder Ergänzungen im Bürgschaftstext dürfen nicht vorgenommen werden. 
 
 
 
GEWÄHRLEISTUNGSBÜRGSCHAFT 
 
Name und Adresse des Erschließungsträgers: 
 
 
Name und Adresse des Bürgen: 
 
 
Sicherheitsleistung für Vertragserfüllung bis zum Höchstbetrag von € 
in Ziffern: in Worten: 

Für Ansprüche aus dem Erschließungs-/städtebaulichen Vertrag mit der 
 Landeshauptstadt Schwerin 

Am Packhof 2-6, 19053 Schwerin 
Amt für Bauen, Denkmalpflege und Naturschutz 

Bauvorhaben/Maßnahme: 
 
 
Auftragsgegenstand (Gewerk): 
 
 
Abnahmedatum: 
 
Erschließungs-/städtebaulicher Vertrag: 
 
 
 
 
Hiermit übernehmen wir für den Erschließungsträger gegenüber der Landeshauptstadt 
Schwerin die unbefristete, unwiderrufliche, selbstschuldnerische Bürgschaft für 
Gewährleistungsansprüche aus dem genannten Erschließungs-/städtebaulichen Vertrages 
und verpflichten uns, die nicht fristgerechter Erfüllung dieser Ansprüche jeden Betrag bis zum 
abgegebenen Höchstbetrag zu zahlen. 
 
Auf die Einreden der Anfechtung und der Aufrechnung sowie der Vorausklage gemäß §§ 770, 
771 BGB wird verzichtet. Eine Hinterlegung ist ausgeschlossen. 
 
Nach Rückgabe der Bürgschaftsurkunde an den Erschließungsträger können Ansprüche 
gegen den Bürgen nicht mehr geltend gemacht werden. 
 
 
 
 
Ort und Datum     Siegel und Unterschriften 
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